
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Sozialversicherung: Corona-Soforthilfen 
als beitragspflichtiges Einkommen

Mit dem Programm „Soforthilfe Corona“ 
wurden Unternehmen und Selbstständi-
ge unterstützt, die sich im Frühjahr 2020 
unmittelbar infolge der Corona-Pande-
mie in einer existenzbedrohenden wirt-
schaftlichen Lage befanden und massive 
Liquiditätsengpässe erlitten. Nun hat das 
Landessozialgericht Baden-Württemberg 
entschieden, dass die Corona-Soforthilfen 
dem sozialversicherungsrechtlichen Bei-
tragsrecht unterliegen, auch wenn sie wie-
der zurückgezahlt werden mussten. Die Re-
vision wurde nicht zugelassen (Urteil vom 
19.6.2024, L 4 KR 82/24).

Ein hauptberuflich Selbstständiger hatte 
aus dem Programm „Soforthilfe Corona“ 

von der Landeskreditbank Baden-Würt-
temberg im April 2020 einen Zuschuss 
in Höhe von 4.500 Euro erhalten. Dieser 
Zuschuss wurde vom Finanzamt mit dem 
Einkommensteuerbescheid für das Jahr 
2020 als Teil der Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb berücksichtigt. Die Kranken- und 
Pflegeversicherung des freiwillig kran-
kenversicherten Klägers hatte daraufhin 
den Zuschuss auch der Beitragsberech-
nung zugrunde gelegt. Hiergegen wandte 
sich der Kläger, der den Zuschuss im Jahr 
2023 zurückzahlen musste, nachdem sich 
gezeigt hatte, dass die Bewilligungsvor-
aussetzungen nicht vorgelegen hatten. Er 
machte insbesondere geltend, dass der 
Zuschuss wie ein Darlehen zu bewerten sei 
und daher keine Beitragspflicht auslöse. 
Nachdem das Sozialgericht in erster Ins-
tanz die Klage abgewiesen hatte, blieb der 
Kläger auch mit seiner Berufung beim LSG 
erfolglos. 

Zu den beitragspflichtigen Einnahmen des 
Klägers zählten die im Einkommensteuer-

bescheid für das Jahr 2020 ausgewiesenen 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Sie gelten 
als Arbeitseinkommen. Dieses sei nicht um 
den vom Kläger im Jahr 2020 erhaltenen 
Zuschuss zu reduzieren gewesen. Insbe-
sondere handelte es sich hierbei nicht um 
ein Darlehen, sondern um einen Zuschuss, 
der vom Grundsatz her nicht zurückzuzah-
len war. Mit einer gegebenenfalls beste-
henden Rückzahlungsverpflichtung sollte 
nur im Einzelfall eine „Überkompensation“ 
vermieden werden. Damit sei der Zuschuss 
aus dem Programm „Soforthilfe Corona“ 
aber schon im Grundsatz als „nicht zu-
rückzahlbarer verlorener Zuschuss“ und 
gerade nicht als Darlehen oder derglei-
chen ausgestaltet gewesen. In dem Jahr, in 
dem der Kläger den Zuschuss in Höhe von 
4.500 Euro an die Landeskreditbank zu-
rückzahlte, könne er dies gegenüber dem 
Finanzamt einkommensmindernd geltend 
machen. Diese Gewinnminderung führe 
dann - nach Erlass eines Einkommensteu-
erbescheids für das Rückzahlungsjahr - zu 
einer entsprechend geringeren Beitragsbe-
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messungsgrundlage (Baden-Württemberg, 
Pressemitteilung vom 9.7.2024).

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Entfernungspauschale: Erhöhung für 
Fernpendler ist verfassungskonform

Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte werden mit der Entfer-
nungspauschale steuerlich berücksichtigt. 
Diese beträgt - unabhängig vom benutzten 
Verkehrsmittel - für die ersten 20 Entfer-
nungskilometer je 30 Cent. Zum 1.1.2021 
wurde die Entfernungspauschale ab dem 
21. Entfernungskilometer auf 35 Cent und 
zum 1.1.2022 auf 38 Cent angehoben. Die-
ser Betrag soll - vorerst - bis einschließ-
lich 2026 gelten. Der Gesetzgeber will die 
Fernpendler damit etwas entlasten. Manch 
Arbeitnehmer, der „nur“ 20 Kilometer zur 
Arbeit fährt, empfindet es aber als unge-
recht, dass er lediglich 30 Cent pro Kilome-
ter abziehen kann. Das Finanzgericht Ber-
lin-Brandenburg hat diesbezüglich jedoch 
entschieden, dass die Neuregelung mit der 
Erhöhung ab dem 21. Entfernungskilometer 
nicht verfassungswidrig ist. Für die ersten 
20 Entfernungskilometer bestehe daher 
im Streitjahr 2022 auch kein verfassungs-
rechtlicher Anspruch auf eine Entfernungs-
pauschale von 38 Cent je Entfernungskilo-
meter (FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
20.3.2024, 16 K 16092/23). 

Der Kläger beantragte in seiner Einkom-
mensteuererklärung für 2022, dass ihm für 
jeden Kilometer der Entfernung zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte die 
volle Entfernungspauschale von 38 Cent 
je Kilometer gewährt werde, also auch für 
die ersten 20 Kilometer. Dies lehnte das 
Finanzamt ab. Später trug der Kläger vor, 
dass die Versagung der vollen Pendler-
pauschale gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoße. 
Ein sachlich rechtfertigender Grund dafür, 
dass die volle Pendlerpauschale erst ab 
dem 21. Kilometer gewährt werde, sei nicht 
ersichtlich. Einspruch und Klage blieb aber 
der Erfolg verwehrt. Begründung: Nach wie 
vor kann der Steuerpflichtige vom ersten 
Kilometer an seine Kosten geltend ma-
chen, es findet lediglich eine Privilegierung 
für weitere Entfernungen statt. Diese hat 
auch einen sachlichen Grund. Denn bis zu 
einer Entfernung von 20 Kilometer sind die 
anfallenden Kosten natürlich begrenzter 
als bei weiten darüber hinaus gehenden 
Entfernungen. In der Regel werden Ent-
fernungen bis zu 20 Kilometer auch noch 
mit dem öffentlichen Personennahverkehr 
oder sogar mit dem Fahrrad zu bewältigen 
sein. Gerade bei höheren Entfernungen 
wird die Möglichkeit, den öffentlichen 
Nahverkehr zu benutzen, nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Bedingungen be-

stehen. Da der Gesetzgeber einen weiten 
Ermessensspielraum hat bei der Bemes-
sung von Pauschalen und die Pauschale für 
die ersten 20 Kilometer auch nicht völlig 
realitätsfern ist, vermag das Gericht einen 
Verstoß gegen das Gleichheitsgebot oder 
das Nettolohnprinzip bzw. das Folgerich-
tigkeitsprinzip nicht zu ersehen.

Praxistipp:
Da die Entscheidung für eine Vielzahl 
von Fällen Bedeutung hat, hatte das 
Gericht die Revision zugelassen. Diese 
wurde aber nicht eingelegt, so dass 
das Urteil rechtskräftig geworden ist.

Immobilienbesitzer

Grundstücksschenkung:  
Führt Schuldübernahme zur  
Spekulationsbesteuerung?

Wenn eine vermietete Immobilie auf Sohn 
oder Tochter übertragen wird, müssen die-
se mitunter die Schulden übernehmen, die 
noch auf der Immobilie lasten. Wenn die 
Schulden bzw. eventuelle Zahlungen der 
Kinder unterhalb des Verkehrswerts der 
Immobilie liegen, spricht man von einer 
teilentgeltlichen Übertragung. Der Bun-
desfinanzhof muss sich bald mit der Frage 
befassen, ob eine teilentgeltliche Übertra-
gung - neben eventueller Schenkungsteuer 
- auch zusätzlich noch Einkommensteuer 
auslösen kann. Vorausgegangen ist ein Ver-
fahren vor dem Niedersächsischen Finanz-
gericht (Urteil vom 29.5.2024, 3 K 36/24). 

Der Sachverhalt: Der Vater hatte im Jahr 
2014 ein bebautes Grundstück für insge-
samt 143.950 Euro erworben und anschlie-
ßend vermietet. Einen Teil des Erwerbs 
hatte er durch ein Bankdarlehen finanziert. 
In 2019 übertrug der Vater diese Immobilie 
im Wege der vorweggenommenen Erbfolge 
auf seine Tochter. Das Bankdarlehen valu-
tierte noch mit 115.000 Euro. Die Tochter 
übernahm diese Verpflichtung. Beim Notar 
gaben die Vertragsparteien den aktuellen 
Verkehrswert der Immobilie mit 210.000 
Euro an. Das Finanzamt wertete diesen Vor-
gang als nach § 23 EStG steuerpflichtiges 
privates Veräußerungsgeschäft („Spekula-
tionsgeschäft“), da zwischen dem Erwerb 
durch den Vater und der Übertragung auf 
die Tochter noch nicht mehr als zehn Jahre 
vergangen waren. Die Übertragung sei in 
einen entgeltlichen und einen unentgeltli-
chen Vorgang aufzuteilen. Maßstab für die 
Aufteilung sei dabei der Verkehrswert der 
Immobilie im Zeitpunkt der Übertragung 
im Verhältnis zu den übernommenen Ver-
bindlichkeiten. Letztlich wollte das Finanz-
amt einen Betrag von 40.653 Euro versteu-

ern. Das Finanzgericht hat der hiergegen 
gerichteten Klage stattgegeben. 

Es entspreche bereits der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs, dass die gänzlich 
unentgeltliche Übertragung einer Immo-
bilie - also ohne Übernahme von darauf 
lastenden Verbindlichkeiten - im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge nicht 
den Tatbestand des § 23 EStG erfüllt - und 
zwar selbst dann nicht, wenn die auf diese 
Weise begünstigten Kinder die Immobilie 
alsbald weiterveräußern (BFH-Urteil vom 
23.4.2021, IX R 8/20). Im Wege der teleolo-
gischen Reduktion sei auch die teilentgelt-
liche Übertragung im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge aus dem Tatbestand 
des § 23 EStG auszuscheiden. Steuerge-
genstand der Regelung in § 23 Abs. 1 Nr. 
1 EStG seien realisierte Werterhöhungen 
oder Wertminderungen aus verhältnismä-
ßig kurzfristigen Umsatzgeschäften von 
Immobilien im Privatvermögen. Bei Über-
tragungen von Immobilien im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge - jedenfalls 
unterhalb der historischen Anschaffungs-
kosten - könne es zu keinem realisierten 
Wertzuwachs kommen, der der ertragsteu-
erlichen Besteuerung zugänglich ist. Ande-
renfalls unterläge ein fiktiver steuerlicher 
Ertrag, nämlich aus einem reinen Vermö-
genstransfer im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge ohne einen positiven Cas-
hflow, beim Übertragenden zusätzlich der  
Ertragsteuer. 

Praxistipp:
Es wurde die Revision zugelassen, die 
auch bereits unter dem Az. IX R 17/24 
beim BFH vorliegt. Insofern besteht 
in ähnlichen Fällen eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit.

Grundsteuerreform: Nachweis eines 
niedrigeren Grundsteuerwerts nun 
zulässig

Von der Grundsteuerreform sind circa 36 
Millionen wirtschaftliche Einheiten, also 
bebaute und unbebaute Grundstücke 
sowie Betriebe der Land- und Forstwirt-
schaft, in ganz Deutschland betroffen. 
Um diese Einheiten innerhalb einer an-
gemessenen Frist bewerten zu können, 
arbeitet der Gesetzgeber mit Pauscha-
lierungen und Typisierungen - so auch 
beim so genannten Bundesmodell, das 
die meisten Bundesländer anwenden. 
Das Gesetz sieht keine Möglichkeit vor, 
individuell per Gutachten nachgewiesene 
Grundsteuerwerte anzusetzen. Dies hat 
der Bundesfinanzhof bereits kritisiert. Im 
Rahmen zweier Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes hat er entschieden, dass 
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Steuerpflichtige im Einzelfall und unter 
bestimmten Bedingungen doch die Mög-
lichkeit haben müssen, einen unter dem 
festgestellten Grundsteuerwert liegenden 
Wert ihres Grundstücks nachzuweisen. Mit 
verfassungsrechtlichen Zweifeln bezüg-
lich der zugrundeliegenden Bewertungs-
regeln hat sich der BFH allerdings nicht 
befasst (BFH-Beschlüsse vom 27.5.2024,  
II B 78/23 (AdV) und II B 79/23 (AdV)).

Nun haben sich die betroffenen Bundes-
länder darauf verständigt, den Nachweis 
eines niedrigeren Grundsteuerwerts zu ak-
zeptieren, diesen Nachweis allerdings an 
gewisse Voraussetzungen geknüpft (Obers-
te Finanzbehörden der Länder, Erlass vom 
24.6.2024, S 3017). Es gilt unter anderem: 
Der Ansatz des nachgewiesenen niedrige-
ren gemeinen Werts, also des Verkehrswer-
tes, ist gesetzlich zwar nicht vorgesehen. 
Es kann aber das Übermaßverbot verletzt 
sein, wenn sich der pauschalierte Grund-
steuerwert als erheblich über das normale 
Maß hinausgehend erweist. Ein für die ge-
samte wirtschaftliche Einheit nachgewie-
sener niedrigerer gemeiner Wert ist anzu-
setzen, wenn der pauschaliert ermittelte 
Grundsteuerwert den nachgewiesenen 
gemeinen Wert um mindestens 40 Prozent 
übersteigt. 

Den Steuerpflichtigen trifft die Nachweis-
last für einen niedrigeren gemeinen Wert 
und nicht eine bloße Darlegungslast. Als 
Nachweis kann regelmäßig ein Gutachten 
des zuständigen Gutachterausschusses im 
Sinne der §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs 
oder von Personen, die von einer staatli-
chen, staatlich anerkannten oder nach DIN 
EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als 
Sachverständige oder Gutachter für die 
Wertermittlung von Grundstücken bestellt 
oder zertifiziert worden sind, dienen. Als 
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts 
kann darüber hinaus der Kaufpreis dienen, 
wenn das entsprechende Grundstück in-
nerhalb eines Jahres vor oder nach dem 
Hauptfeststellungszeitpunkt veräußert 
worden ist. Der Kaufvertrag muss aber „im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr“, üblicher-
weise also unter fremden Dritten, abge-
schlossen worden sein. 

Ab sofort ist Anträgen auf Aussetzung 
der Vollziehung von Bescheiden über die 
Feststellung des Grundsteuerwerts zu ent-
sprechen, wenn und soweit schlüssig dar-
gelegt wird, dass der Grundsteuerwert den 
Verkehrswert um mindestens 40 Prozent 
übersteigt. Bei der Gewährung der Ausset-
zung der Vollziehung ist die Vorlage eines 
Verkehrswertgutachtens noch nicht erfor-
derlich. Substantiierten Angaben des Steu-
erpflichtigen zur Höhe des Verkehrswerts 
ist zu folgen. Es bestehen keine Bedenken, 
als Ergebnis der summarischen Prüfung 

vorbehaltlich anderweitiger Erkenntnisse  
50 Prozent des Grundsteuerwerts von der 
Vollziehung auszusetzen. Die Aussetzung 
der Vollziehung soll angemessen befristet 
und der Steuerpflichtige zum Nachweis des 
niedrigeren gemeinen Werts (z.B. durch 
Vorlage eines Gutachtens) innerhalb dieser 
Frist aufgefordert werden.

Praxistipp:
Das Bundesmodell wenden an: Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, 
Thüringen und das Saarland.

Alle Steuerzahler

Steuerbescheide: Spätere Korrektur bei 
Datenübermittlung durch Dritte

Bei der Bearbeitung der Steuererklärung 
übernimmt das Finanzamt automatisiert 
zahlreiche Daten, die ihm von bestimm-
ten Unternehmen und Institutionen digital 
mitgeteilt werden (§ 93c AO). Das sind ins-
besondere die Daten der Arbeitgeber und 
der Sozialversicherungsträger. Manchmal 
werden die Daten aber zu spät übertra-
gen und liegen bei der Veranlagung noch 
gar nicht vor. Oder aber die übermittelten 
Daten sind fehlerhaft und werden später 
geändert. Das kann zunächst zu falschen 
Steuerbescheiden führen. Für diese Fälle 
hat der Gesetzgeber der Finanzverwal-
tung die Möglichkeit eingeräumt, die feh-
lerhaften Steuerbescheide ohne weitere 
Voraussetzungen nach § 175b AO zu än-
dern. In diesem Zusammenhang hat der 
Bundesfinanzhof entschieden, dass eine 
Änderung nach § 175b AO auch dann zu-
lässig ist, wenn der Veranlagungsfehler 
selbst bei Vorlage einer Papierbescheini-
gung aufgetreten wäre und das Finanzamt 
den Vorgang durchaus umfassend rechtlich 
geprüft hat (BFH-Urteil vom 20.2.2024, IX R 
20/23).

Der Kläger erhielt im Kalenderjahr 2018 
eine Abfindung in Höhe von 9.000 Euro. 
Diese war laut Lohnsteuerbescheinigung, 
die der Arbeitgeber der Finanzverwaltung 
digital übermittelt hatte, im Bruttoarbeits-
lohn enthalten. Der Kläger trug die Abfin-
dung in seiner Einkommensteuererklärung 
zwar zutreffend ein, erklärte jedoch hin-
sichtlich des Bruttoarbeitslohns einen um 
9.000 Euro gekürzten Betrag. Das Finanz-
amt übernahm die Eintragungen trotz ein-
gehender Prüfung, was im Ergebnis dazu 
führte, dass die Abfindung - zunächst - un-
besteuert blieb, denn der Bruttoarbeits-

lohn hätte in der entsprechenden Kenn-
ziffer der Steuererklärung in voller Höhe, 
also inklusive der Abfindung, eingetragen 
werden müssen. Erst später, das heißt fast 
zwei Jahre nach Ergehen des Einkommen-
steuerbescheides, erkannte das Finanzamt 
den Fehler und erließ einen geänderten 
Steuerbescheid. Hiergegen wandte sich 
der Kläger ohne Erfolg. 

Die Begründung des BFH lautet vereinfacht: 
§ 175b Abs. 1 AO erlaubt die Änderung von 
Steuerbescheiden ohne „Wenn und Aber“, 
wenn Daten von so genannten mitteilungs-
pflichtigen Stellen übermittelt werden. Die 
vom Arbeitgeber übermittelten elektroni-
schen Lohnsteuerbescheinigungen stel-
len Daten im Sinne des § 93c AO dar, die 
bei der ursprünglichen Steuerfestsetzung 
nicht zutreffend berücksichtigt wurden. 
Unerheblich ist, worauf die unzutreffende 
Berücksichtigung der übermittelten Daten 
durch die Finanzbehörde zurückzuführen 
ist. Es kommt weder auf eine Verletzung 
der Mitwirkungspflichten durch den Steu-
erpflichtigen, einen Schreib- oder Rechen-
fehler des Steuerpflichtigen noch auf ein 
mechanisches Versehen der Finanzbehör-
de nach § 129 AO oder einen Fehler der Fi-
nanzbehörde bei der Tatsachenwürdigung 
oder Rechtsanwendung an. Auch nach der 
Gesetzesbegründung soll es auf die Ursa-
che der fehlerhaften Berücksichtigung der 
übermittelten Daten nicht ankommen.

Erbschaftsteuerbefreiung für Eigenheim: 
Einzug ins Objekt des Erblassers nötig

Die Vererbung des selbstgenutzten Fa-
milienheims an den Ehegatten oder Le-
benspartner, an die Kinder, Stiefkinder 
oder Kinder verstorbener Kinder ist erb-
schaftsteuerfrei (§ 13 Abs. 1 Nr. 4b und 4c 
ErbStG). Voraussetzung für die Steuerbe-
freiung ist, dass der Erblasser das Fami-
lienheim vor dem Erbfall selbst bewohnt 
hat und die Erben die Immobilie nach 
der Erbschaft zehn Jahre lang selbst zu 
Wohnzwecken nutzen. Bei der Vererbung 
an den Ehegatten oder Lebenspartner 
kommt es nicht auf die Größe des Eigen-
heims an, in den anderen Fällen tritt eine 
Vergünstigung ein, soweit die Wohnfläche 
der Wohnung 200 qm nicht übersteigt. Das 
Niedersächsische Finanzgericht hat ent-
schieden, dass als Familienheim nur die 
Immobilie gelten kann, in der der Erblasser 
tatsächlich gewohnt hat. Selbst wenn zur 
Erbmasse eine Eigentumswohnung gehört, 
die mit der vom Erblasser genutzten Woh-
nung nahezu identisch ist, kann die andere 
Wohnung nicht als Familienheim gewertet 
werden. Wird also vom Erben nach dem 
Tod des Erblassers nicht das tatsächliche 
Familienheim, sondern lediglich eine ver-
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gleichbare Wohnung genutzt, so scheidet 
die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4b 
und 4c ErbStG aus (Niedersächsisches FG, 
Urteil vom 13.3.2024, 3 K 154/23). 

Der Kläger ist alleiniger Erbe seiner ver-
storbenen Mutter. Zur Erbmasse gehörten 
mehrere Wohnungen in einem Mehrfami-
lienhaus. Darunter befanden sich die von 
der Mutter bis zu ihrem Tod selbst bewohn-
te Wohnung Nr. 1 sowie die vom Kläger 
von der Mutter angemietete Wohnung Nr. 
2. Ein Umzug des Klägers in die Wohnung 
der verstorbenen Mutter erfolgte nicht. Er 
wohnte weiterhin in der Wohnung Nr. 2. Die 
Wohnung Nr. 1 vermietete er an Dritte. Der 
Kläger begehrte eine Steuerbefreiung nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG für die Wohnung 
Nr. 2, also für die von ihm vor und nach 
dem Erbfall selbst genutzte Wohnung. Es 
handele sich um nahezu identische Woh-
nungen im selbigen Objekt. Doch sowohl 
das Finanzamt als auch das Finanzgericht 
versagten die Steuerbefreiung. 

Der Tatbestand von § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG 
sei nicht erfüllt. Die Wohnung Nr. 1 stellte 
zwar das Familienheim der Erblasserin dar, 
da sie bis zu ihrem Tode darin gewohnt hat. 
Der Kläger ist als Kind der Erblasserin auch 
eine von der Befreiungsvorschrift erfasste 
Person. Er hat das Familienheim jedoch 
nicht unverzüglich nach dem Erbfall zur 
Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken 
bestimmt, denn er zog nicht in diese Woh-
nung ein. Die Wohnung Nr. 1 als Familien-
heim kann auch nicht durch die Wohnung 

Nr. 2 ersetzt werden, denn die Vorschrift ist 
nicht dahingehend auszulegen, dass das 
Familienheim durch eine andere Wohnung 
im selben Mehrfamilienhaus substituiert 
werden kann.

Erbschaftsteuer: Parkhaus als nicht 
begünstigtes Verwaltungsvermögen

Ein Parkhaus ist erbschaftsteuerlich nicht 
begünstigt. Dies hat der Bundesfinanzhof 
mit Urteil vom 28.2.2024 (II R 27/21) ent-
schieden. Der Kläger war Alleinerbe seines 
im Jahr 2018 verstorbenen Vaters. Zum Erbe 
gehörte ein mit einem Parkhaus bebautes 
Grundstück. Der Vater hatte das Parkhaus 
als Einzelunternehmen ursprünglich selbst 
betrieben und ab dem Jahr 2000 dann 
unbefristet an den Sohn verpachtet. Das 
Finanzamt stellte den Wert des Betriebs-
vermögens fest. Dabei behandelte es das 
Parkhaus als so genanntes Verwaltungs-
vermögen, das bei der Erbschaftsteuer 
nicht begünstigt ist. Das Finanzgericht und 
der Bundesfinanzhof schlossen sich dieser 
Auffassung an.

Betriebsvermögen wird bei der Erbschaft-
steuer zwar grundsätzlich privilegiert. Das 
gilt jedoch nicht für bestimmte Gegenstän-
de des Verwaltungsvermögens. Darunter 
fallen dem Grunde nach auch „Dritten zur 
Nutzung überlassene Grundstücke“. Diese 
können bei der Erbschaftsteuer zwar auch 
begünstigt sein, etwa wenn der Erblasser 
seinen ursprünglich selbst betriebenen 

Gewerbebetrieb unbefristet verpachtet 
und den Pächter testamentarisch als Erben 
einsetzt. Eine Ausnahme besteht jedoch 
für solche Betriebe, die schon vor der Ver-
pachtung nicht die Voraussetzungen der 
erbschaftsteuerrechtlichen Privilegierung 
erfüllt haben. Dies ist bei einem Parkhaus 
der Fall. Denn die dort verfügbaren Park-
plätze als Teile des Parkhausgrundstücks 
wurden schon durch den Erblasser als da-
maligen Betreiber an die Autofahrer - und 
somit an Dritte - zur Nutzung überlassen. 
Zudem handelt es sich auch nicht um die 
Überlassung von Wohnungen, die der Ge-
setzgeber aus Gründen des Gemeinwohls 
für die Erbschaftsteuer privilegiert hat. 
Keine Rolle spielt auch, ob zu der Überlas-
sung der Parkplätze weitere gewerbliche 
Leistungen wie etwa eine Ein- und Aus-
fahrtkontrolle und eine Entgeltzahlungs-
dienstleistung hinzukommen. Darauf stellt 
das Erbschaftsteuergesetz nicht ab. 

Der BFH sah darin auch keine verfas-
sungswidrige Ungleichbehandlung im 
Verhältnis zu anderen Grundstücksüber-
lassungen, wie zum Beispiel im Rahmen 
des Absatzes eigener Erzeugnisse durch 
einen Brauereibetrieb oder im Zusam-
menhang mit einer land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebstätigkeit. Denn 
dass der Gesetzgeber solche Betriebe  
- wie auch die erwähnten Wohnungsunter-
nehmen - als förderungswürdig ansah, ist 
von seinem weiten Entscheidungsspiel-
raum gedeckt (Quelle: BFH, Pressemittei-
lung vom 27.6.2024).
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